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Schlagwort: "Uneinheitlichkeit bei der Recherche beanstandet" - 
"Die Mitteilung der Reche rchenab te i lung keine beschwerdefahige 
Entscheidung" - 
"Uberprufung durch die Prufungsabteilung bei Nichtzahlen der 
weiteren Recherchengebuhr und Einreichung neuer Anspruche" - 
"Das Nichtzahlen der weiteren Recherchengebühr kein Verzicht" - 
"Ruckzahlung der Beschwerdegebuhr abgelehnt" - 
"Zuruckverweisung an die Prufungsabteilung (ja)" - 
"Wesentlicher Verfahrensmangel (nein)" 

Leitsatz: 

Die Rechtsfo1e der Nichtzah1ung einer weiteren Recherchengebuhr (Regel 46 
(1) EPU) für einen Gegenstand in einer euroaischen Patentanmeldung kann 
nicht als Verzicht auf den betreffenden Gegenstand in dieser Annieldung 
gewertet werden (andere Auffassung: Entscheidung T 178/84, AB1. EPA 1989, 
157). 

Wird wegen Nichtzahlung einer weiteren Recherchengebuhr kein Recherchen-
bericht fur den betreffenden Gegenstand erstelit. so  ist eine Prufuns- 

eingereichten Unterlagen beanspruchten Erfindung verpflichtet, als 
geanderte PatentansDruche vorgelegt werden. die diesen Cegenstand 
betreffen, derart. daB eine Zusatzrecherche durchgefuhrt werden muB. 
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	 T 87/88 

Sachverhalt und Antrãge 

Die Beschwerdeführerjn ist Annielderjn der mit einem 
einzigen unabhängigen Patentanspruch 1 und sechs 
abhângigen Patentansprüchen eingereichten europaischen 

Patentanmeldung 85 103 050.2 (Veroffentlichungs-
nununer 0 159 525) 

Mit Schreiben vain 6. September 1985 teilte die Recherchen- 

abteilung geinaJ3 Regel 46 (1) EPU der Beschwerdeführerin 
die mangeinde Einheitlichkeit (a posteriori) der 
beanspruchten Erfindung mit und forderte sie auf, eine 
weitere RecherchengebUhr zu entrichten. Die zwei 
Erfindungen wurden wie folgt dargesteilt: 

- Patentansprüche 1 
	

der Einbau des Mei3gerãtes in 
bis 5: 	 Leitungen 

- Patentansprüche 1, 	das Mel3gehäuse. 
6, 7: 

Die Beschwerdeführerin kam dieser Aufforderung nicht nach 
und der Recherchenbericht wurde nur für die an erster 
Stelle aufgeführte Erfindung, d. h. für die Patent-
ansprüche 1 bis 5, durchgefuhrt. 

Nach Erhalt des Recherchenberichts und vor Erhalt des 
ersten. Prufungsbescheids reichte die Beschwerdeführerin am 
22. August 1986 neue Patentansprüche 1 bis 9 em, von 

denen sich der einzige unabhängige Patentanspruch 1 auf 
den inneren Aufbau des MeBgerätes bezieht. 

Mit Schreiben voin 3. April 1987, eingegangen beim EPA am 
8. April 1982, wurde überdies hilfsweise beantragt, das 
Verfahren mit einein Satz neuer Patentansprüche 1 bis 8 
weiterzuführen, von denen der einzige unabhangige 
Patentanspruch 1 die Ansch1uJenden des MeBgerätes, das 
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2 	 T 87/88 

Gehäuse des Mel3gerätes bzw. dessen inneren Aufbau 
betrif ft. 

Nit Entscheidung vom 6. November 1987 hat die Prufungs-
abteilung die europäische Anmeldung Nr. 85 103 050.2 
aufgrund des Artikels 97 (1) EPu zurückgewiesen. In der 
angefochtenen Entscheidung stelite die Prüfungsabteilung 
fest, daB der ursprungliche Patentanspruch 1 nicht 
erfinderisch sei, und stimmte mit der Recherchenabteilung 
hinsichtlich der mangeinden a posteriori-Einheitlichkeit 
der beanspruchten Erfindung überein. Sie war der 
Auffassung, der Gegenstand des Patentanspruchs 1 gemäl3 
Hauptantrag und derjenige des Patentanspruchs 1 gemãi3 
Hilfsantrag seien mit der recherchierten Erfindung nicht 
einheitlich und kännten daher nur in einer Teilanmeldung 
weiterverfolgt werden. 

Gegen diese Entscheidung hat die Beschwerdeführerin am 
5. Januar 1988 unter gleichzeitiger Zahiung der 
Beschwerdegebühr Beschwerde eingelegt. Die Beschwerde-
begründung wurde am 22. Januar 1988 eingereicht. 

Die Beschwerdeführerin beantragt, die angefochtene 
Entscheidung aufzuheben und 

1.1 ein Patent auf der Grundlage der am 22. August 1986 
eingereichten Patentansprüche 1 bis 9 sowie noch 
anzupassender Unterlagen zu erteilen (Hauptantrag); 

1.2 hilfsweise ein Patent auf der Grundlage der am 

8. April 1987 eingereichten Patentansprüche 1 bis 8 

sowie noch anzupassender Unterlageri zu erteilen 
(Hilfsantrag); 

1.3 weiterhin hilfsweise die Sache zur weiteren Prüfung 

an die erste Instanz zurückzuverweisen; 
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3 	T 87/88 

hàchst hilfsweise und für den Fall, daB der 

Beschwerde nicht Stattgegeben wird, den Gegenstand 

der PatentansprUche 1 bis 9, eingereicht am 

22. August 1986, auszuscheiden und ihn im Rahmen 

einer Teilanmeldung weiterzuverfolgen; 

falls einem der Antrãge 1.1 bis 1.3 nicht entsprochen 

werden kann, Termin zur mündlichen Verhandlung 

anzuberaumen, und 

wegen einer "Reihe von Verfahrensfehlern", die 

Rückzahlung der Beschwerdegebühr anzuordnen. 

VII. 	Die Beschwerdeführerin stützt ihre Antrãge im wesentlichen 

auf folgende Argumente: 

GemäI3 Regel 68 EPU seien Entscheidungen des 

Europãischen Patentamtes, die mit einer Beschwerde 

angefochten werden können, zu begründen und mit einer 

schriftlichen Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

Beides sei im Falle der Mitteilung nach Regel 46 (1) 

EPU der Recherchenabteilung yam 6. September 1985 

nicht geschehen. Eine beschwerdefähige Entscheidung 

känne hierin schwerlich gesehen werden. Aber auch ais 

Aufforderung würde sie dem Erfordernis des Art. 113 

EPU mangels Angabe von Gründen für die behauptete 

angebliche Uneinheitlichkeit nicht genügen und damit 

keine Rechtswirkung entfalten kännen. 

Im Falle einer Mitteilung nach Regel 46 (1) EPU müsse 

durch die Prufungsabteilung die Frage der mangeinden 

Einheitlichkeit der beanspruchten Erfindurig auch dann 

überprüft werden, wenn keine weitere Recherchengebühr 

entrichtet warden ist. 

Darüber hinaus habe die Recherchenabteilung mit der 

PrUfung der Relevanz der entgegengehaltenen Druck- 
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schrift und der Behauptung einer a posteriori - 

Uneinhejtljchkejt die ihr zugewiesenen Aufgaben 
überschrjtten. 

C) 	Soweit die Prüfungsabteilung sich in der 

angefochtenen Entscheidung mit der Patentfahigkeit 

des ursprünglichen Patentanspruchs ]. befasse, so 

beziehe sie sich auf einen Gegenstand, dessen 

Erteilung zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht 

beantragt wurde, so daB die Ausführungen schon 

Art. 113, Abs. 2 EPU widersprãchen und daher im 

vorliegenden Fall grundsätzlich neben der Sache 

lagen. 

d) 	Der Einwand inangeinder Einheitlichkeit der in den am 

22. August 1986 eingereichten Patentanspruchen 

(Hauptantrag) definierten Erfindung sei auch nicht 

gerechtfertigt: 

Gegenstand der vorliegenden Patentanmeldung sei em 

koxnpaktes, handhabbares, in sich einheitliches 

MeBgeràt, das in eine MeBleitung einzubauen ist. 

Zum Reinigen inüsse ein soiches MeBgerät aus der 

Mel3leitung ausgebaut und geöffnet werden können. Der 

Erfindung liege daher die Aufgabe zugrunde, das 

Reinigen zu erleichtern bzw. zu erxnöglichen. Es 

bestünde kein Zweifel daran, daB das Reinigen nicht 

nur durch die Merkmale des Patentanspruchs 1 sowie 

derjenigen der Patentansprüche 2 und 3 vom 

22. August 1986, sondern auch durch die Merkinale der 

Patentanspruche 4 bis 9 des gleichen Datums zuiniridest 

unterstützt werde und diese bei der Lósung der 

Aufgabe mitwirken. Es liege soinit den Gegenständen 

dieser Patentansprüche eine gerneinsame einheitliche 

Probleinstellung zugrunde, bei der Làsurigsteile der 
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unterschjedljchen Patentanspruche zumindest geeignet 

seien, zur Färderung der Lósung beizutragen. 

e) 	Es bestUnderi weitere Bedenkeri, die zumindest bei der 

Prüfung initzuberücksichtigen und zu beachten seien. 

Soweit die Prufungsabteilung "untersteilt", daB die 

Beschwerdeführerin sich dafür entschieden habe, daB 

die Anineldung so weiterbearbeitet wird, als betreffe 

sie die Erfindung, für die der Recherchenbericht 

ersteilt worden ist, so könne eine soiche 

Unterstellung ebenfalls den BeschluB nicht tragen. 

Diese Unterstellung laufe auf die ixnplizite Annahine 

eines Verzichts zumindest der Weiterverfolgung des 

nicht recherchierten Teils in der vorliegenden 

Anmeldung hinaus. Ein Verzicht känne aber nicht 

einfach untersteilt werden; ein Verzicht könne nur 

vorliegen, wenn der Erklãrende eindeutig einen 

entsprechenden Verzichtswillen zum Ausdruck gebracht 

habe. Dazu sei jedoch zumindest ein ausdrUckliches 

Handein desjenigen Voraussetzung, der einen 

entsprechenden Verzicht ggf. auszusprechen hat. Em 

Verzicht brauche zwar nicht ausdrücklich als soicher 

bezeichnet zu werden, er müsse jedoch eindeutig zum 

Ausdruck kommen (so BGH, GRUR 87, 510 f Mittelohr-

Prothese). 

VIII. Die ursprunglich eingereichten Patentanprüche 1 bis 7 

lauten wie folgt: 

"1 Ne8gerät zum Einbau in Leitungen für Getränke, 

insbesondere für Bier, mit einemn MeBgehäuse sowie 

AnschluBeriden für Leitungen, 

d a d u r c h gekennzeichnet, 

daB die AnschluBeriden als mit den Leitungsenden fest 

verbindbare Zwischenstücke (7, 8; 6, 9, 10) 

ausgebildet sind und die Zwischenstücke über 
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Verbindungsteile (8, 6 1 , 4, 6) mit dem Me3gehäuse (1, 
2) läsbar verbunden sind. 

Me8gerät nach Anspruch 1, dadurch gekennzeichnet, daB 
mit den Verbindungsteilen (4, 6 1 ) des Nel3gehãuses in 

Verbindung stehende Verbindungsteile (6, 8) der 
Zwischenstücke zueinander kompleinentär ausgebildet 
sind. 

MeBgerät nach Anspruch 1 oder 2, dadurch gekenn-
zeichnet, daB die Verbindungsteile (4, 6, 6 1 , 8) über 
Steckkupplungen (4.1, 8.1) initeinander verbunden 
sind. 

MeBgerat nach Anspruch 1 oder 2, dadurch gekenn-
zeichnet, daB die Verbindungsteile (4, 6, 6 1 , 8) 
bajonettartige Verschlüsse aufweiseri. 

MeBgerãt nach einem der vorangehenden Ansprüche, 
dadurch gekennzeichnet, daB die Verbindungsteile (4, 
6 1 ) des MeBgehãuses (1, 2) mit diesem verschraubt 
sind. 

MeBgeràt nach einem der vorangehenden Ansprüche, 
dadurch gekennzeichnet, daB das MeBgehàuse ein Ober-
und ein Unterteil (1, 2) aufweist und das Ober- und 
Unterteil durch einen Bajonettverschlul3 (1.1, 2 1 , 

2 11 ) initeinander verbunden sind. 

Me3gerät nach Anspruch 6, dadurch gekennzeichnet, 
daB in ihrer Innenseite mit Abschrägungen (1 11 ) 

versehene Staurippen (1 1 ) zur Zentrierung eines 
MeBflügels (3) in MeBgehãusen (1, 2) vorgesehen 

sind." 
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Patentanspruch 1 gemä3 Hauptantraglautet wie folgt: 

t?] 	Mel3gerät zum Einbau in Leitungen für Getränke, wie 

Bier, Limonade oder dergleichen, mit einem aus Ober-

und Unterteil bestehenden Gehäuse sowie Anschlul3enden 

für Leitungen, wobei im Mel3gehäuse ein Flügelrad als 

MeBkörper drehbar gelagert ist, dadurch gekenn-

zeichnet, da3 das Flügelrad (3) durch Spitzenlager 

(3 1 ) gelagert und durch Zusainmenfügen der Gehãuse-

teile (1, 2) zwangslãufig zentrierbar ist." 

Die abhängigen Patentansprüche 2, 3 und 9 enthalten 

weitere Angaben zum inneren Aufbau eines Me8geràtes nach 

Patentanspruch 1, während in den abhangigen Patent-
ansprüchen 4 bis 8 die AnschluBenden eines MeBgerätes nach 

Patentanspruch 1 spezifiziert sind. 

Patentanspruch 1 gemãB Hilfsantrag lautet wie folgt: 

11 1. MeBgerât zum Einbau in Leitungen für Getränke, 

insbesondere für Bier, mit einem MeBgehäuse sowie 

Anschlui3enden für Leitungen und einen MeBkärper, 

d a d u r c h g e k e n n z e i c h n e t , daB 

die Anschlui3enden als mit den Leitungsenden fest 

verbindbare Zwischenstücke (7, 8; 6, 9, 10) 

ausgebildet sind und die Zwischenstücke über 

Verbindungsteile (8, 6 1 , 4, 6) mit dem Me3gehäuse (1, 

2) lösbar verbunden sind, wobei die mit den 

Verbindungsteilen (4, 6 1 ) des MeBgehäuses in 

Verbindung stehenden Verbindungsteile (6, 8) der 

Zwischenstücke zueinander komplementär ausgebildet 

sind und daB das Flügelrad durch Spitzenlager (3 1 ) 

gelagert und durch Zusammenfügen eines Oberteils (1) 

und eines Unterteils (2) des Gehäuses zwangsläufig 

zentrierbar ist." 

04916 	 ./... 
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Die abhängigen Patentansprüche 2 bis 4 betreffen die 
AnschluI3enden des MeBgerätes nach Patentanspruch 1, 
wãhrend die abhängigen Patentanspruche 5 bis 8 sich auf 
das Gehãuse des Me8gerätes bzw. auf dessen inneren Aufbau 
beziehen. 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerde 1st zulässig. 

Die Groi3e Beschwerdekainrtier (Artikel 22 EPU) hat 
entschieden, daB bei der Durchführung einer inter-
nationalen Recherche durch das EPA die Feststellung nach 
Artikel 17 (3) a) PCT, daB eine internationale Anmeldung 
das Erfordernis der Einheitlichkeit der Erfindung nicht 
erfüllt, auch "a posteriori", d. h. nach Berücksichtigung 
des Standes der Technik und der daraus resultierenden 
Bildung einer vorlaufigen Meinung über die Neuheit und die 
erfinderische Tãtigkeit, getroffen werden kann 
(Entscheidung G 1/89 "Polysuccinatester" (AB1. EPA 1991, 
155) und Stellungnahriie G 2/89 "Nichteinheitlichkeit 
a posteriori" (AB1. EPA 1991, 166)). Dieser Grundsatz gilt 
genauso bei der Durchfuhrung einer europäischen Recherche 
(Artikel 92 EPU), weil in beiden Fallen die Recherchen und 
die Recherchenberichte praktisch identisch sind (vgl. 
Richtlinien für die Prüfung im EPA, Teil B, Kapitel III, 
Abschnitt 4.4). Der Einwand der Beschwerdeführerin, daB 
eine Recherchenabteilung nicht berechtigt sei, die 
Feststellung einer mangelnden Einheitlichkeit der 
beanspruchten Erfindung auch "a posteriori" zu treffen, 

1st inithin nicht stichhaltig. 

Die Recherchenabteilungen (Artikel 17 EPU) gehören nicht 
zu den Organeri der ersten Instanz, die beschwerdefähige 

Entscheidungen 1111 Sinne von Artikel 106 (1) EPU erlassen. 

Foiglich sind die Vorschriften der Regel 68 (2) EPU auf 
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Nitteilungen gemäi3 pegel 46 (1) EPU riicht anwendbar. Diese 
Mitteilungen stellen des weiteren auch keine 

Entscheidungen in Sinne des Artikels 113 (1) EPU dar, well 
es gemãi3 Artikel 97 (1) i. V. M. Artikel 82 und Regel 30 
EPU in die Zuständigkeit der Prüfungsabteilungen fällt, 
über die Einheitlichkeit der Erfindung zu entscheiden. Die 
von der Beschwerdeführerin gegen die Mitteilung der 
Recherchenabteilung vom 6. September 1985 erhobenen 
Einwände sind inithin unbegrundet. 

	

4. 	In Hinblick auf die Beantwortung der Frage, weiche 
Rechtsfolge eintritt, wenn ein Anmelder es unterläl3t, eine 
weitere Recherchengebühr gemai3 Regel 46 (1) EPU zu 
entrichten, und überdies nicht ausdrücklich auf den 
betreffenden Gegenstand in seiner europaischen 
Patentanmeldung verzichtet hat, ist folgendes 
auszuführen: 

	

4.1 	In der Entscheidung T 178/84 (AB1. EPA 1989, 157) wird in 
der Form eines "obiter dictum" festgestellt, da& es 
eindeutig die Absicht der Regel 46 (1) EPU sei, "von einem 
Verzicht auf einen Gegenstand in einer bestinimten 
Patent.anineldung auszugehen, wenn auf die Aufforderung nach 

dieser Regel hin die weitere Recherchengebühr für diesen:.:. 
Gegenstand nicht innerhalb der dort festgesetzten Frist 

entrichtet wird". Gemä3 dieser Auffassung hätte somit 
allein schon die Tatsache der Nichtzahlung dieser Gebühr 
zur Foige, daB zu Lasten des Aninelders ein Rechtsverlust 
entsteht, nãmlich der Verlust des Rechts, darUber zu 
entscheiden, weichen der ursprünglich of fenbarten 
Gegenstände er allenfalls bei der Weiterbearbeitung der 

betreffenden europäischen Patentanmeldung weiterhin als 

Erfindung beanspruchen will. Den Anmelder bliebe dann nur 
noch die Mbglichkeit, den Gegenstand, für den die weitere 

Recherchengebühr nicht entrichtet worden ist, in einer 
Teilanmeldung (Artikel 76 EPU) weiterzuverfolgen. 
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4.2 	Die Kaininer teilt diese Auffassung nicht. Soil nämiich die 

Rechtsfoige einer Unterlassung ein Rechtsverlust sein, SO 

wjrd dies in den Vorschriften des EPU ausdrückiich gesagt 

(vgl. Entscheidung der Grol3en Beschwerdekainmer G 1/88 

"Schweigen des Einsprechenden/HQECHST"; AB1. EPA 1989, 

189, 194). Die Wertung der Rechtsfolge einer Nichtzahlung 

der weiteren Recherchengebuhr un Rahmen der Regei 46 (1) 
EPU als Verzicht auf einen Gegenstand in einer bestiinmten 

europâischen Patentanmeldung ware somit nur unter der 

Voraussetzung zuiàssig, daB sie im Text dieser Vorschrift 

eine eindeutige Stütze findet. Das ist jedoch nicht der 

Fall. Vielmehr 1st Regel 46 (1), Satz 3 EPU im 

UmkehrschluB lediglich zu entnehinen, daB die Nichtzahiung 

einer weiteren Recherchengebühr zur Folge hat, daB die 

zustãndige Recherchenabteilung für die Teile der 

europäischen Patentanmeldung, die sich auf die betreffende 

weitere Erfindung beziehen, keinen europäischen 

Recherchenbericht ersteilt. Dadurch wird jedoch die 

Entscheidung über das künftige rechtiiche Schicksal dieser 

Teile in keiner Weise präjudiziert. Darüber hat 

ausschlieBiich die zuständige Prüfungsabteiiung zu 

befinden, weil bei ihr die Entscheidung über die 

Einheitlichkeit der Erfindung liegt (vgl. oben 

Abschnitt 3). Werden jedoch die Unterlagen der 

europäischen Patentanmeldung unmitteibar nach der 

Durchfuhrung der Recherche geändert, so kann sich unter 

Umständen eine Entscheidung über das rechtliche Schicksal 

dieser Teile erübrigen (vgl. unten Abschnitt 5). 

	

5. 	Eine europäische Patentanineldung inuB nicht bloB in ihrer 

eingereichten Fassung, sondern vielinehr in jeder 

beiiebigen Fassung, die sie bis zur Patenterteilung un 

Verfahren vor der zuständigen Prüfurigsabteilung erhält, 

jeweils das Erfordernis der Einheitlichkeit genä13 

Artikei 82 EPU erfüilen (vgl. Entscheidung T 178/34; 

AB1. EPA 1989, 157). Die Einheitlichkeit der Erfindung 

kann daher imrner nur gestützt auf Unterlagen beurteilt 
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werden, die zu einem beliebigenZejtpunkt während des 
Erteilungsverfahrens gerade die europãische 

Patentanmeldung bilden (vgl. Entscheidung T 101/88 vom 
21. Mai 1990). Andert deinzufolge ein Anmelder gemãJ3 
Regel 86 (2) EPU die Patentansprüche seiner europãischen 
Patentanmeldung in einer soichen Weise, daB sie sich 
inhaitlich von den ursprünglichen unterscheiden, so hat 
die zuständige Prüfungsabteilung insbesondere zu 
untersuchen, ob diese geänderten PatentansprUche als 

soiche dem Erfordernis des Artikels 82 EPU genügen. Hat 
der Anmelder es andererseits vor der Anderung unterlassen, 
eine von einer Recherchenabteilung gestützt auf 
Regel 46 (1) EPU geforderte weitere Recherchengebuhr zu 
entrichten, so ist die betreffende Prüfungsabteilung nur 
insoweit verpflichtet, die Einheitlichkeit der in den 
ursprünglich eingereichten Unterlagen beanspruchten 

Erfindung zu prüfen, als un Verlauf des Prüfungsverfahrens 
geänderte Patentansprüche vorgelegt werden, die sich auf 
eine von der Recherchenabteilung in den ursprünglich 
eingereichten Unterlagen ermittelte weitere Erfindung 
beziehen, für die wegen Nichtzahlung der weiteren 
Recherchengebühr kein europäischer Recherchenbericht 
erstelit worden ist, derart, daB etne Zusatzrecherche 
durchgefuhrt werden muB, weil bei dieser Sachiage der 
Anmelder ausschlieBlich in diesern Rahmen em 

Rechtsschutzinteresse an der Durchführung einer soichen 
Prüfung der ursprünglich eingereichten Unterlagen geltend 
machen kann. 

6. 	Die Patentansprüche gemäB Haupt- und Hilfsantrag umfassen 

Nerkinale des ursprünglich eingereichten Patentanspruchs 6, 
für den kein europäischer Recherchenbericht erstelit 
worden ist. Aufgrund der oben (in Abschnitt 5) gemachten 

Ausführungen ist daher zunächst zu prüfen, ob die 
Recherchenabteilung zu Recht den Gegenstand dieses 

ursprünglich eingereichten Anspruchs nicht recherchiert 
hat. Dazu ist im einzelnen foiqendes auszuführen: 
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6.1 	un Recherchenbericht voin 6. September 1985 wurde der 

Beschwerdeführerin mitgeteilt, daB die europàische 

Patentanmeldung zwei Erfindungen oder Gruppen von 

Erfindungen enthãlt und daB die erste derselben sich auf 

"den Einbau des MeBgerätes in Leitungen" bezieht. Nach 

Ansicht der Recherchenabteilung war diese erste Erfindung 

oder Gruppe von Erfindungen in den ursprünglich 

eingereichten Patentansprüchen 1 bis 5 erwàhnt. Dabei hat 

sie indessen übersehen, daB der ursprunglich eingereichte 

Patentanspruch 6 nicht nur eine Bezugnahine auf diesen 

Patentanspruch 1 enthielt, sondern alternativ auch eine 

Bezugnahine auf jeweils einen der übrigen vorausgehenden 

Patentanspruche 2 bis 5. Hinzu konunt, daB der 

Patentanspruch 6 zu Recht sowohi auf den Patentanspruch 1 

als auch auf die abhàngigen Patentanspruche 2 bis 5 

zurückbezogen ist. Er betrif ft nämlich eine spezielle 

Ausgestaltung des Mel3gehäuses, die sich als zusãtzliches 

Merkinal jedein der in den vorhergehenden Patentansprüchen 

definierten Gegenstände hinzufügen 1äl3t. 

	

6.2 	Der Recherchenbericht für die Teile der europaischen 

Patentanmeldung, die sich auf diese erste Erfindung oder 

Gruppe von Erfindungen bezieht, hätte foiglich auch den 

Gegenstand des ursprünglich eingereichten Patent- 

anspruchs 6 berUcksichtigen müssen, insoweit dieser 

Anspruch eine Bezugnahme auf den ursprunglich 

eingereichten Patentanspruch 2, 3, 4 oder 5, in 

Kombination mit dem ursprünglich eingereichten 

Patentanspruch 1, enthält. 

	

6.3 	Da bereits aus diesem Grunde für den Gegenstand des 

ursprünglich eingereichten Patentanspruchs 6 em 

Recherchenbericht hätte erstelit werden müssen, erübrigt 

sich daher eine Prüfung, ob die ursprünglich eingereichten 

Unterlagen der europäischen Patentanmeldung dem 

Erfordernis der Einheitlichkeit der Erfindung (Artikel 82 

EPU) genügt haben. 
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Patentanspruch 1 gemäl3 Hauptantrag (vgl. oben 
Abschnitt IX) bezieht sich auf ein Me8gerat zurn Einbau in 
Leitungen, mit einein Me3gehàuse, einern MeI3k6rper 
spezieller Konstruktion und, ganz aligemein, Anschlui3enden 
für Leitungen. 

Es 1st eindeutig, daJ3 es sich hier nicht urn einen 
Gegenstand handelt, der eine Kom.bination von Merkinalen der 
ursprünglich eingereichten Patentansprüche 1 und 6 
darsteilt, da die wichtigen "Zwischenstücke" fehlen. Des 

weiteren ist der Beschreibung (auf Seite 2, Abschnitt 2) 
zu entnehrnen, daJ3 diese Zwischenstücke tin Hinblick auf die 
Lösung der Aufgabe unerlä3lich sind. 

Es stelit sich deshaib die Frage, ob Patentanspruch 1 
gemäi3 Hauptantrag überhaupt dern Erfordernis des 
Artikels 123 (2) EPU genügt. 

Nach Auffassung der Kammer betrif ft der Gegenstand des 
Patentanspruchs 1 gernäi3 Hilfsantrag (vgl. oben 
Abschnitt X) ein einbaubares Me6gerät, das Merkrnale der 

ursprünglich eingereichten Patentanspruche 1, 2 und 6 
aufweist. Durch die Koin.bination dieser Ansprüche wird 
andererseits eine Ausführungsforrn definiert, die unter die 
im Recherchenbericht zuerst erwähnte Erfindung oder Gruppe 
von Erfindungen fällt (vgl. oben Abschnitt 6.2). 

Im Hinblick auf eine eventuelle PrUfung der Patentfähig-

keit des Gegenstands dieses Anspruchs 1st ferner 
gegebenenfalls eine zusãtzliche Recherche durchzuführen. 

Da die Prüfungsabteilung die Zulässigkeit der 
durchgeführten Anderungen liii Hinblick auf Artikel 123 (2) 
EPU und die Patentfähigkeit der von der Beschwerdeführerin 
gemài3 Hauptantrag beziehungsweise gernäi3 Hilfsantrag 
beanspruchten Erfindung noch nicht geprUft hat, rnacht die 

Karniner von der Mbglichkeit nach Artikel 111 (1) EPU 
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Gebrauch und verweist die Angelegenheit zur weiteren 

Entscheidung an die Prüfungsabteilung zurück. 

Bei diesem Ausgang des Beschwerdeverfahrens ist der von 

der Beschwerdeführerin hilfsweise gestellte Antrag, den 

Gegenstand der Patentanspruche gemaB Hauptantrag auszu-

scheiden und im Rahinen einer Teilanmeldung weiterzu-

verfolgen, gegenstandsios. Dasselbe gilt in bezug auf den 

ebenfalls hilfsweise gesteilten Antrag auf mündliche 

Verhandlung. 

Die Tatsache, daB die erste Instanz im vorliegenden Fall 

den mit der Einheitlichkeit der Erfindung verbundenen 

Fragenkomplex generell anders beurteilt hat als die 

Kanuner, stellt keinen wesentlichen Verfahrensinangel im 

Sinne der Regel 67 EPU dar, der eine Rückzahlung der 

Beschwerdegebühr notwendig machen würde. Der dies-

bezügliche Antrag der Beschwerdeführerin wird daher 

zurückgewiesen. 

Entscheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird zur Fortsetzung des Prufungsverfahrens an 

die Prüfungsabteilung zurückverwiesen. 

Der Antrag auf Rückzahlung der Beschwerdegebühr wird 

zuruckgewiesen. 

Der Geschâftsstellenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

.J 

S. Fabiani 
	

P. Delbecque 
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